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Wer hauswirtschaftliche Dienst-
leistung oder Leistungen der 
Grundpflege über die Vorgaben 
des § 45 SGB XI (zusätzliche Be-
treuungsleistungen) abrechnet, 
verhält sich gesetzeswidrig. Es sei 
denn, es handelt sich um Anlei-
tungshandlungen.

Hambühren. „Im Rahmen unse-
rer Beratungstätigkeit treffen wir 
immer wieder auf ambulante Pfle-
gedienste, die 
hauswirtschaft-
liche Leistungen 
oder Grundpfle-
geleistungen er-
bringen und über 
die Betreuungs-
leistungen nach 
§ 45b SGB XI ab-
rechnen. Hier ist 
jedoch höchste 
Vorsicht gebo-
ten, da die 100 
bzw. 200 Euro 
monatlicher Betrag eben gera-
de nicht für Hauswirtschaft und 
Grundpflege gedacht sind“, sagt 
Ralph Wißgott, Unternehmens-
berater für ambulante Dienste.

Der Gesetzgeber, so Wißgott, 
schließe diese Leistungsbereiche 
sogar ausdrücklich aus. So heißt 
es im Gesetzestext: „Der Betrag 
ist zweckgebunden einzusetzen 
für qualitätsgesicherte Betreu-
ungsleistungen. Er dient der Er-

stattung von Aufwendungen, die 
den Versicherten entstehen im 
Zusammenhang mit der Inan-
spruchnahme von Leistungen (...) 
der zugelassenen Pflegedienste, 
sofern es sich um besondere An-
gebote der allgemeinen Anleitung 
und Betreuung und nicht um 
Leistungen der Grundpflege und 
hauswirtschaftlichen Versorgung 
handelt (...).“

„So gesehen handelt also jeder 

Pflegedienst gesetzeswidrig, der 
Hauswirtschaft oder Grundpflege 
über die zusätzlichen Betreuungs-
angebote erbringt und abrechnet“, 
sagt Wißgott. „Häufig fragen Pfle-
gekunden ganz gezielt danach. Es 
kann jedoch nicht sein, dass hier 
Eigenanteile aus der Sachleistung 
in die Betreuungsleistungen ver-
schoben werden. Da sollte sich 
kein Pflegeanbieter überreden 
und hinreißen lassen.“

Anders jedoch verhält sich die 
Situation, wenn es sich um the-
rapeutische Hauswirtschaft oder 
Grundpflege handelt. Das bedeu-
tet, dass es sich bei den erbrachten 
Leistungen um Anleitungshand-
lungen bei der Hauswirtschaft 
bzw. Grundpflege handeln müss-
te, so Wißgott. „Also das thera-
peutische, gemeinsame Tun mit 
dem Betreuungsbedürftigen stellt 
definitiv eine abrechenbare Leis-

tung im Sinne des 
Gesetzes dar“, 
so der Unterneh-
mensberater.

„Pflegedienste 
sollten ihr Leis-
t u n g s a n g e b o t 
nochmals über-
prüfen und ggf. 
anpassen. Ein 
entsprechendes 
Konzept sollte 
vorhanden sein, 
aus dem detailliert 

hervorgeht, welche Leistungen 
der Pflegedienst zu welchem Preis 
anbietet und das entsprechendes 
Personal nach diesem Konzept in-
tern ausgebildet wird“, empfiehlt 
Wißgott abschließend.� //
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Umgang mit zusätzlichen Betreuungsleistungen nach § 45 SGB XI

Vorsicht bei Hauswirtschaft und Pflege!

„Wenn es sich um 
‚therapeutische‘ 

Leistungen handelt, 
ist das Ganze 
abrechenbar“

Ralph Wißgott
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Hannover. Die Verhandlungen 
zwischen den Verbänden der Frei-
en Wohlfahrtspflege und den Ver-
bänden der gesetzlichen Kranken-
kassen zu den Vergütungen in der 
Häuslichen Krankenpflege in Nie-
dersachsen sind im vollen Gange. 
Die Kassen bieten eine Erhöhung 
um 1,15 Prozent. „Viel zu wenig 
für die Arbeit, die die Mitarbeiter 
und Mitarbeiterinnen in der am-
bulanten Pflege täglich leisten“, 
sagt Cornelia Rundt, Vorstand des 
Paritätischen Wohlfahrtsverbands 
Niedersachsen e. V. „Denn die 
Kassen refinanzieren nicht den 
tatsächlich erbrachten Arbeits-
aufwand. Hinzu kommt, dass die 
Entgeltsteigerungen der letzten 
Jahre immer deutlich hinter denen 
anderer Branchen zurückgeblie-
ben sind. Dadurch hat sich der Ef-
fekt einer immer weitergehenden 
Arbeitsverdichtung ergeben. Man 
kann die Art und Weise der Vergü-
tung durchaus als Akkordvergü-
tung bezeichnen.“

In einem „eindringlichen 
Brief“ hat sich Rundt jetzt an die 

Arbeitnehmervertreter in den 
Gremien der Kranken- und Pfle-
gekassen gewandt. Sie macht auf 
die derzeitige Situation der Mit-
arbeiter in der Häuslichen Pflege 
aufmerksam und beschreibt die 
vergleichsweise geringen Entgelt-
steigerungen vergangener Jahre 
bei gleichzeitig zunehmender 
Arbeitsverdichtung. „Ein Trend, 
der zum Attraktivitätsverlust der 
Pflegeberufe beiträgt und gerade 
in Zeiten des Fachkräftemangels 
verheerende Auswirkungen haben 
wird. Der Paritätische kämpft da-
her vehement für eine Erhöhung 
der Vergütungen, die den Leis-
tungen und dem Engagement der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
angemessener ist“, sagte Rundt.�//
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Paritätischer zu Preisen in der Häuslichen Pflege

Zunehmende Arbeitsverdichtung 
und Akkordvergütungen

Berlin. Etwa 9 000 Personen lassen 
sich in Deutschland kurzfristig für 
die Pflege eines Angehörigen von 
der Arbeit freistellen. Längerfris-
tig, also bis zu einem halben Jahr, 
pflegen 18 000 Arbeitnehmer ihre 
Angehörigen zu Hause und lassen 
sich teilweise oder vollständig von 
ihrem Arbeitgeber befreien. Das 
geht aus der Studie „Wirkungen 
des Pflege-Weiterentwicklungsge-
setzes“ hervor, die die Bundesre-
gierung in Auftrag gegeben hatte.

Laut der Regierungskoalition  
dürfte die Gesamtzahl der Ar-
beitnehmer, die seit Juli 2008 die 
Pflegezeiten genutzt haben, höher 
sein, so die Antwort auf eine An-
frage der Fraktion Bündnis 90/Die 
Grünen. Denn in der Befragung 
wurde nicht erfasst, wie die Frei-
stellung bei Pflegebedürftigen in 

Anspruch genommen wurde, die 
bei der Befragung bereits verstor-
ben waren oder in vollstationären 
Einrichtungen gepflegt wurden.

Die Untersuchung ist noch 
nicht abgeschlossen; die Ergeb-
nisse sollen jedoch „zeitnah veröf-
fentlicht werden“. Die Zahlen, so 
politische Kreise in Berlin, seien 
ernüchternd und zeigten, dass das 
bisherige Freistellungsmodell im 
Rahmen des Pflegeversicherungs-
Gesetzes nur wenig attraktiv sei.

Grundsätzlich will die Regie-
rung die Häusliche Pflege durch 
Angehörige attraktiver gestalten. 
Daher werde derzeit das Modell 
einer Familienpflegezeit geprüft, 
das vom Bundesfamilienministe-
rium vorgeschlagen wurde. � //

Studie: Wirkung des Pflege-Weiterentwicklungsgesetzes

Nur 27 000 ließen sich freistellen

Erfurt. Fällt ein Arbeitnehmer we-
gen langandauernder Arbeitsun-
fähigkeit aus der Lohnfortzahlung 
heraus, so verliert er regelmäßig 
auch den Anspruch auf private 
Nutzung eines ihm zur Verfügung 
gestellten Dienstwagens. Das hat 
jetzt das Bundesarbeitsgericht 
(BAG) in einem aktuellen Urteil 
entschieden.

Im konkreten Fall war dem 
klagenden Arbeitnehmer arbeits-
vertraglich die Überlassung eines 
Dienstwagens „auch zur privaten 
Nutzung“ zugesagt worden. Der 

Arbeitnehmer war arbeitsunfähig 
für längere Zeit erkrankt. Sein 
Entgeltfortzahlungsanspruch en-
dete. Auf Verlangen des beklagen 
Arbeitgebers gab er den Pkw zu-
rück und verlangte danach Nut-
zungsausfallentschädigung.

Das BAG hat die Klage abge-
wiesen. Die Möglichkeit, einen 
Dienstwagen privat zu nutzen, 
stelle eine zusätzliche Gegenleis-
tung für die Arbeitsleistung des 
Arbeitnehmers dar. Somit liegt 
steuer- und abgabenpflichtiges 
Arbeitsentgelt in Form eines Sach-

bezuges vor. Da die Möglichkeit 
der privaten Dienstwagennutzung 
Teil des Arbeitsentgelts sei, sei sie 
– wenn nichts anderes vereinbart 
ist – auch nur solange geschuldet, 
wie der Arbeitgeber überhaupt Ar-
beitsentgelt schulde. Die aktuelle 
höchstrichterliche Entscheidung 
bringt für eine wichtige Frage 
Rechtssicherheit, so Juristen.� //
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Urteil des Bundesarbeitsgerichts zu privat genutzten Dienstwagen

Bei längerer Krankheit besteht kein Anspruch


